
Thießen, Ulrich

Article

Reformen des Fiskalföderalismus in Russland

DIW Wochenbericht

Provided in Cooperation with:
German Institute for Economic Research (DIW Berlin)

Suggested Citation: Thießen, Ulrich (2006) : Reformen des Fiskalföderalismus in Russland, DIW
Wochenbericht, ISSN 1860-8787, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, Vol. 73,
Iss. 17, pp. 215-221

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/151438

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/151438
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Nr. 17/2006

Wochenbericht

Königin-Luise-Straße 5

14195 Berlin

Tel. +49-30-897 89-0

Fax +49-30-897 89-200

www.diw.de

postmaster@diw.de

Wirtschaft Politik Wissenschaft

22127

DIW Berlin

73. Jahrgang/26.  April 2006

2. Bericht

Reformen des Fiskalföderalismus 

in Russland

Seite 215
Ulrich Thießen

uthiessen@diw.de

Reformen des Fiskalföderalismus 
in Russland

Russland hat seit Mitte der 90er Jahre alle wesentlichen Elemente seines Systems 

des Fiskalföderalismus sukzessive reformiert: den Finanzausgleich sowie die Vertei-

lung der Verantwortlichkeiten und der Einnahmen auf die Gebietskörperschaften. 

Dabei folgte es weitgehend dem ‚State of the Art’ fi nanzwissenschaftlicher Theo-

rie. Gleichwohl hat auch das reformierte System noch zwei Schwächen, nämlich 

„Anomalien“ beim Finanzausgleich und unzureichende Einnahmen der untersten 

staatlichen Ebene. Der Reformprozess soll in diesem Jahr abgeschlossen werden. 

Dann gilt für die fi skalischen Beziehungen der einzelnen staatlichen Ebenen das 

reformierte neue Regelwerk. Ob sich aber die mit dem Fiskalföderalismus erwar-

teten Wachstumskräfte des Wettbewerbs der Regionen untereinander entfalten 

werden, muss offen bleiben. Denn seit Ende 2005 bestimmt der Präsident direkt 

die Gouverneure der 89 Regionen. Dies stärkt den Einfl uss des Präsidialamtes 

und könnte das Wettbewerbsprinzip auf Kosten des Wachstums schwächen.

Große wirtschaftliche Disparitäten 
zwischen den Regionen

Die Wirtschaftskraft der russischen Regionen unterscheidet sich beträchtlich. 
Gemessen am Brutto inlandsprodukt (BIP) je Einwohner reichte die Spanne im 
Jahre 2003 von deutlich unter 1 000 US-Dollar in den ärmsten Regionen (im Kau-
kasus und einiger Regionen im südlichen fernen Osten) bis zu Beträgen von über 
20 000 US-Dollar in einer der fünf großen öl- und gasreichen Regionen Sibiriens 
(Abbildungen 1 und 2).1 Die meisten Regionen erzielten ein BIP je Einwohner 
zwischen 1 000 und 3 000 US-Dollar; in Moskau lag es bei 8 000 US-Dollar. Ge-
messen an der Standardabweichung des BIP pro Kopf ist die regionale Streuung 
der Wirtschaftskraft mehr als doppelt so hoch wie in den USA und Kanada, etwas 
geringer als in den über 200 Regionen der erweiterten EU und auch geringer 
als in China.2 Aber im Unterschied zur EU und anderen entwickelten Ländern 
gab es in Russland und China in der vergangenen Dekade keine Konvergenz 
der regionalen Pro-Kopf-Einkommen. Eine Ursache dafür ist die Verteilung der 
natürlichen Ressourcen. Auch die relativ geringe Mobilität des Faktors Arbeit 
kann dazu beigetragen haben.3 So haben die Einnahmen aus der Besteuerung 

1  Daten zum regionalen Pro-Kopf-BIP für 2004 sind noch nicht erhältlich. Russland besteht aus 89 Regionen 
(Oblaste, Republiken, autonome Bezirke sowie die Städte Moskau und St. Peterburg). Für Tschetschenien gibt es 
seit mehreren Jahren keine Daten mehr und für einige Regionen sind die hier herangezogenen Variablen zum Teil 
nicht verfügbar oder sie haben einen völlig unplausiblen Wert, so dass die hier vorgestellten Berechnungen ohne 
Tschetschenien und diese einzelnen Werte vorgenommen wurden.
2  Diese Berechnung bezieht sich auf die 52 Bundesstaaten der USA, die 11 Provinzen Kanadas und die 30 Provin-
zen Chinas. Vgl. International Monetary Fund: Russian Federation: Selected Issues. IMF Country Report No. 04/316, 
September 2004, Washington D.C., S. 74. 
3  Vgl. beispielsweise Yuri Andrienko und Sergei Guriev: Determinants of Interregional Mobility in Russia. Evidence 
from Panel Data. In: Economics of Transition, Vol. 12, 2004, No. 1, S. 1–27. Hiernach sind die Gründe für die relativ 
niedrige Mobilität des Faktors Arbeit in Russland der unterentwickelte Wohnungsmarkt, viele regionale Regulierun-
gen, die den Wohnortwechsel erschweren sowie hohe Such- und Umzugskosten. 
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natürlicher Ressourcen in den leistungsstarken Re-
gionen tendenziell ein größeres Gewicht in Relation 
zum BIP als in anderen Regionen (Abbildung 3). 

Auch hat die Gruppe der ärmeren Regionen in der 
Tendenz eine niedrigere Steuerquote als die Gruppe 
der reicheren Regionen; freilich gibt es auch hier 
Ausnahmen (Abbildung 4). In Anbetracht der hohen 
regionalen Leistungs- und Einnahmenunterschiede 
kommt dem Finanzausgleich eine große Bedeutung 
zu. Er könnte dazu beitragen, die Konvergenz der 
regionalen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu 
fördern und gleichzeitig das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum zu stimulieren. 

Umverteilungseffekte begrenzt

Der russische Finanzausgleich besteht aus zwei 
Stufen: Auf der ersten Stufe führen die Regionen 
einen bestimmten Teil der auf ihrem Territorium 
eingenommenen Steuern an die Zentralregierung 
ab. Der Anteil ist für die einzelnen Steuern unter-
schiedlich, gilt aber für alle Regionen gleicherma-
ßen. Der durchschnittliche Abgabensatz ergibt sich 
als Anteil der zu zahlenden Abführungen an den 
gesamten regionalen Steuereinnahmen. Infolge 
des unterschiedlichen Gewichts der Steuerarten an 
den regionalen Einnahmen weicht der Gesamtab-
gabensatz – hier als TR1 bezeichnet – zwischen 

Abbildung 1

Regionale Verteilung des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner
in den Verwaltungsbezirken Russlands im Jahre 2003

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2006

Abbildung 2

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in den 
russischen Regionen im Jahre 2003
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den Regionen deutlich ab. Er dürfte einen wich-
tigen Einfluss auf Anstrengungen der regionalen 
Regierungen haben, die Wirtschaftskraft der Region 
und die Steuereinnahmen zu fördern.4 Abbildung 5 
zeigt eine recht große regionale Schwankung dieses 
als Durchschnitt aus den Jahren 1996 bis 2003 be-
rechneten Abgabensatzes. Die Unterschiede folgen 
jedoch keinem systematischen Umverteilungsziel; 
so werden ärmere Regionen nicht systematisch nied-
riger „besteuert“ als reichere. 

Auf der zweiten Stufe des Finanzausgleichs erhalten 
die Regionen Nettotransfers.5 Werden die Transfers 
von den Abgaben der Regionen abgezogen, die in 
der ersten Stufe des Finanzausgleichs an die Zen-
trale zu leisten sind, erhält man die Nettozahlungen 
an die Zentrale. Sie können negativ sein, wenn die 
erhaltenen Zahlungen höher sind als die geleisteten. 
Werden diese Nettozahlungen dividiert durch die 
gesamten regionalen Steuereinnahmen, erhält man 
einen Nettoabgabensatz auf die regionalen Steuer-
einnahmen, der hier mit TR2 bezeichnet wird. Im 
Gegensatz zur Abführung der Steuereinnahmen 
(TR1) kommt hier eine systematische Ausgleichs-
funktion zum Tragen: Die zehn ärmsten Regionen 
weisen alle einen relativ hohen negativen Abgaben-
satz auf. Sie wurden also netto subventioniert. TR2 
nimmt tendenziell mit der regionalen Wirtschafts-
kraft zu und erreicht für einige relativ wohlhabende 
Regionen 50 % und mehr. Es gibt aber eine Reihe 

4  Bei Analysen von Anreizeffekten des Fiskalföderalismus sind vor al-
lem marginale Abgabensätze relevant. Aus Datengründen muss hier auf 
die durchschnittlichen Sätze zurückgegriffen werden. Die Abweichungen 
zwischen marginalen und durchschnittlichen Sätzen dürften in diesem 
Fall allerdings nicht sehr groß sein.
5  D. h. alle Zahlungen zwischen Regionen und Zentralregierung, die 
nicht die Weitergabe von Steuereinnahmen an die Zentrale betreffen, 
werden saldiert und als Nettotransfer der zweiten Stufe bezeichnet. 
Diese Zahlungen sind Leistungen aus den diversen Unterstützungsfonds 
der Zentralregierung für die Regionen und auch Zahlungen der Regionen 
an die Zentrale. 

Abbildung 3

Einnahmen der Regionen aus der 
Besteuerung von Bodenschätzen 
und regionales Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner in Russland

R2 = 0,5416
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Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2006

Abbildung 4

Steuereinnahmen der Regionen und 
regionales Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner in Russland

R2 = 0,0665
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Abbildung 5

Steuerabführungen der Regionen 
und regionales Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner in Russland

R2 = 0,0034
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von Ausnahmen. Gerade unter den zwölf reichsten 
Regionen sind fünf, die – teilweise sogar extrem 
hohe – negative Abgabensätze haben. Die Umver-
teilung zu den schwächeren Regionen fand also vor 
allem auf Kosten der Regionen mit mittlerem Pro-
Kopf-Einkommensniveau statt. Diese mussten sogar 
auch einige Regionen mit noch wesentlich höherem 
Pro-Kopf-Einkommen subventionieren.6 

Wie wenig das russische föderale Finanzsystem 
mit den Steuerabführungen und den Finanztrans-
fers zu einer Egalisierung der Finanzausstattung 
der Regionen führt, zeigt Abbildung 6. Hier wurden 
die regionalen Pro-Kopf-Einnahmen relativ zum 
nationalen Durchschnitt vor und nach Finanzaus-
gleich für den Durchschnitt der Jahre 1996 bis 2003 
dargestellt. Das Diagramm hat vier Bereiche, die 
mit römischen Zahlen gekennzeichnet sind. Wenn 
ein Finanzausgleich ausschließlich zwischen den 
Regionen mit überdurchschnittlichen Pro-Kopf-Ein-
nahmen und den Regionen mit unterdurchschnitt-
lichen Pro-Kopf-Einnahmen vorgenommen würde, 
dann müssten sich alle Regionen in den Bereichen 
II und III befinden. Tatsächlich gibt es aber einige 
Regionen, die im Bereich I liegen, und eine be-
trächtliche Zahl von Regionen im Bereich IV. Der 
Bereich I enthält diejenigen Regionen, die bereits 

vor dem Finanzausgleich Pro-Kopf-Einnahmen über 
dem nationalen Durchschnitt aufwiesen und nach 
dem Finanzausgleich ihre Position noch verbessert 
haben. Der Bereich IV enthält zum einen solche Re-
gionen, die bereits vor dem Finanzausgleich unter-
durchschnittliche Pro-Kopf-Einnahmen hatten und 
sich durch den Finanzausgleich weiter verschlech-
tert haben. Zum anderen enthält der Bereich auch 
einige Regionen, deren Finanzausstattung vor dem 
Finanzausgleich über dem nationalen Durchschnitt 
lag, nach dem Finanzausgleich aber darunter fiel. 
Insgesamt fand zwar eine Umverteilung statt. Diese 
war aber wegen der vielen Ausnahmen, durch die 
gerade auch Regionen mit besonders hohen Pro-
Kopf-Einnahmen begünstigt wurden, zu wenig auf 
einen systematischen Ausgleich ausgerichtet. 

Problematische Anreizeffekte für 
regionale Regierungen 

Umverteilung bedeutet immer das Risiko, negative 
Anreize zu schaffen. Im Falle des Finanzausgleichs 
könnten die Anstrengungen der Regionalregierun-
gen, ihr wirtschaftliches Wachstum und ihre Steuer-
basis zu fördern und die Effizienz ihrer Verwaltung 
und Ausgaben laufend zu verbessern, vermindert 
werden. 

Für eine erste Einschätzung solcher möglichen 
Beeinträchtigungen kann der Abführungssatz TR1 
(die Belastung einer von der Regionalregierung 
eingenommenen Steuereinheit mit Abgaben an die 
Zentralregierung) herangezogen werden. Er zeigt 
eine hohe positive Korrelation mit der regionalen 
Steuerquote (Abbildung 7). Regionen, die hohe 
Steuereinnahmen im Verhältnis zu ihrem BIP er-
zielen, müssen also auch einen relativ hohen Anteil 
einer zusätzlich eingenommenen Geldeinheit an die 
Zentrale abgeben. Dies kann als negativer Anreiz 
für Regionen wirken. Auch die diskutierten Beson-
derheiten hinsichtlich des Abgabensatzes TR2 (der 
errechneten Nettoabgabe der Regionen am Ende 
des gesamten Finanzausgleichsprozesses), insbe-
sondere die Subventionierung oder nur sehr geringe 
Belastung mit Nettozahlungen der Regionen mit 
relativ hohen Pro-Kopf-Einnahmen, können solche 
negativen Anreize schaffen. Dies betrifft sowohl die 
Nettozahlerregionen, wenn sie diese Ausnahmen als 
unfaire Behandlung ansehen, als auch die subventio-
nierten Regionen, wenn ihre eigenen Anstrengungen 
für Verbesserungen nachlassen, weil sie sich auf 
Subventionen verlassen. 

6  Die Ursachen hierfür und für die im folgenden Absatz beschrie-
bene Anomalie sind bisher unklar und konnten auch nicht in eigenen 
Expertenbefragungen geklärt werden. Eine Analyse der „politischen 
Ökonomie“ dieses Paradoxons wäre offenbar lohnenswert.

Abbildung 6

Regionale Einnahmen je Einwohner vor und nach dem 
Finanzausgleich im Durchschnitt der Jahre 1996 bis 2003
In % des nationalen Pro-Kopf-Durchschnitts (logarithmischer Maßstab)
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Eine empirische Analyse für die Jahre 1996 bis 
1999 kam zu dem Ergebnis, dass der Abgabensatz 
auf regionale Steuereinnahmen (benutzt wurde aus-
schließlich die Variable TR1) einen signifikanten 
negativen Einfluss auf das regionale Wirtschafts-
wachstum hat.7 Der von einer Senkung des Abfüh-
rungssatzes TR1 zu erwartende positive Effekt auf 
die regionale Wirtschaftsentwicklung ist nach dieser 
Untersuchung umso geringer, je mehr Transfers aus 
dem Finanzausgleich oder Einnahmen aus natürli-
chen Ressourcen eine Region zur Finanzierung ihres 
Haushalts erhält.8 Der negative Effekt der Transfers 
ist dabei quantitativ viel bedeutender als derjenige 
der Ressourcenerlöse. So führt den Schätzungen 
zufolge ein Anteil der Nettotransfers an den Ge-
samteinnahmen einer Regionalregierung ab einer 
Höhe von 45 % dazu, dass eine Senkung der Fi-
nanzausgleichsabgabe keinen positiven Effekt auf 
die regionale Wirtschaftsentwicklung hat, sondern 
eher einen – sogar zunehmend – negativen Effekt. 

Diese Untersuchung für Russland scheint die Be-
fürchtung negativer Anreizeffekte des Finanzaus-
gleichs zu bestätigen. Untersucht wurde dies im 
Schwerpunkt aber nur in Bezug auf die erste Stufe 
des regionalen Finanzausgleichs, die Abgabe TR1. 
Eine Analyse, die den Gesamteffekt des Ausgleichs, 
also TR2, betrachtet, gibt es bisher nicht. Eine auf 
TR2 beruhende Untersuchung für Deutschland 
ergibt, dass die sowohl für Geber- als auch für 
Nehmerregionen extrem hohe Grenzbelastung der 
regionalen Steuereinnahmen, die vom Finanzaus-
gleichssystem verursacht wird, signifikante negative 

Effekte auf die regionale Wirtschaftsentwicklung 
hat.9 Für die Ukraine zeigte sich dagegen, dass 
die relativ moderate Grenzbelastung der regiona-
len Steuereinnahmen mit Abgaben (TR2) und der 
begrenzte Umfang des Finanzausgleichs erklären 
können, dass der Finanzausgleich keine signifikan-
ten negativen Effekte auf die regionale Wirtschaft-
sentwicklung hatte.10 

Insgesamt legen die empirischen Befunde nahe, dass 
der Umverteilung durch Finanzausgleich Grenzen 
gesetzt sind, will man negative Wachstumseffekte 
vermeiden.

Das Paradox der Transfers 

Das seit dem Jahr 2000 geltende russische Finanz-
ausgleichssystem basiert auf einem veröffentlichten 
und transparenten formelhaften Ansatz zur Ermitt-
lung der Transfers an die Regionen, der grundsätz-
lich den wissenschaftlichen Ansprüchen an ein sol-
ches System folgt und technisch entwickelter und 
anspruchsvoller zu sein scheint als die Systeme in 
den OECD-Ländern: Er berücksichtigt beispiels-
weise die „fiskalische Kapazität“ der Regionen, 
d. h. ihre potentielle Fähigkeit Steuereinnahmen zu 
erzielen, und nicht die tatsächlich erzielten Steuer-
einnahmen.11 Weiterhin werden die regional sehr 
unterschiedlich hohen Kosten bei der Produktion 
öffentlicher Güter mittels eines „Ausgabenbedarf-
Indexes“ sowie die regionalen Unterschiede in der 
Armut berücksichtigt. Schließlich soll das System 
auch institutionell stabil sein, indem es gesetzli-
che Ansprüche begründet, die notfalls einklagbar 

7 Vgl. Raj. M. Desai, Lev M. Freinkman und Itzhak Goldberg: Fiscal 
Federalism and Regional Economic Growth. Evidence from the Russian 
Federation in the 1990s. In: World Bank Policy Research Working Paper 
No. 3138, 2003, Washington. D.C. 
8  Mit anderen Worten führt ein zunehmender Anteil der Nettotrans-
fers aus dem Finanzausgleich und/oder Anteil der Einnahmen aus 
natürlichen Ressourcen an den Gesamteinnahmen einer Region zu einem 
niedrigeren geschätzten negativen Effekt von TR1 auf das regionale 
Wirtschaftswachstum.
9  Vgl. Christian Baretti, Bernd Huber und Karl Lichtblau: A Tax on 
Tax Revenue. The Incentive Effects of Equalizing Transfers: Evidence 
from Germany. In: International Tax and Public Finance, 2002, Vol. 9, S. 
631–649.
10  Vgl. Ulrich Thießen: Fiscal Federalism in Transition: Evidence from 
Ukraine. In: Economics of Planning, 2004, Vol. 37, S.1–23. Derartige 
Schätzungen sind immer auch mit weiteren Einschränkungen behaftet, 
insbesondere bezüglich der gewählten Spezifi kation und des vorhan-
denen Endogenitätsproblems, weil sich einige der Variablen in der 
Schätzgleichung vermutlich gegenseitig beeinfl ussen und gleichzeitig 
bestimmt werden. Wichtige weitere empirische Studien zu Russlands 
Fiskalföderalismus sind: Katarina Zhuravskaya: Incentives to provide 
local public goods: fi scal federalism, Russian style. In: Journal of Public 
Economics, 2000, Vol. 76, No. 3, S. 337–368, Jorge Martinez-Vazquez 
und Jameson Boex: Russia’s Transition to a New Federalism. World 
Bank Institute, 2001, Washington D.C. und Michael Alexeev und Galina 
Kurlyandskaya: Fiscal Federalism and incentives in a Russian region. In: 
Journal of Comparative Economics, Vol. 31, 2003, S. 20–33.
11  Vgl. hierzu Galina Kurlyandskaya: Equalization Transfers to Sub-
national Governments in the Russian Federation. Presentation at the 3rd 
International Conference on Federalism, 2005, Brussels, March 5. (www.
fpcenter.ru). Die Methodologie der Formeln wird auf der Web-Seite des 
Finanzministeriums veröffentlicht, allerdings bisher ohne eine bekannt 
gewordene englische Übersetzung. Vgl. www.minfi n.ru/fvr/mo_2005/
ffpr2005.zip.

Abbildung 7

Steuereinnahmen der russischen Regionen 
und Abführungen an die Zentralregierung im 
Durchschnitt der Jahre 1996 bis 2003

R2 = 0,5832
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wären. Nach den hier herangezogenen offiziellen 
Daten haben sich die gesamten Nettotransfers der 
Zentralregierung an die Regionen von über 4 % 
des BIP in den 90er Jahren auf einen bisherigen 
Höchstwert von 10 % im Jahre 2002 anteilsmä-
ßig mehr als verdoppelt. Im Jahr 2003 betrugen sie 
9,2 % des BIP. Sie haben damit inzwischen einen 
Umfang, der ihrer potentiellen Bedeutung für die 
Förderung des Angebots wichtiger öffentlicher Gü-
ter und Dienstleistungen (insbesondere solcher mit 
positiven externen Effekten wie Bildung, Gesund-
heit, Infrastruktur) in den benachteiligten Regionen 
gerecht werden könnte. 

Für sich genommen ist das eingeführte System der 
Formeln für die Errechnung von Transfers sinnvoll 
und ein wichtiger Schritt in Richtung auf wachs-
tums- und konvergenzfördernde regionale Umver-
teilungspolitik. Aber die Ergebnisse dieser Umver-
teilung, wie sie hier gezeigt wurden, scheinen in 
Widerspruch zu stehen zu den eigentlich mit einem 
Ausgleich beabsichtigten Wirkungen. Denn in die-
sem System wäre beispielsweise nicht zu erwarten, 
dass relativ viele wirtschaftsstarke Regionen Netto-
subventionsempfänger sind, und dass relativ viele 
wirtschaftsschwächere Regionen nach Umverteilung 
eine noch schlechtere Einnahmenposition haben als 
zuvor. Dies stärkt den Verdacht, dass die formalen 
Regeln nicht durchgängig zur Anwendung kommen. 
Vielmehr scheinen darüber hinaus Verhandlungen 
zwischen der Zentralregierung und den Regionen 
das Ergebnis der Transferzahlungen zu prägen, so 
wie es in früheren Zeiten üblich war.12 

Verteilung der Ausgabenverantwortlich-
keiten und der Einnahmen auf die 
Gebietskörperschaften 

In den letzten Jahren wurden in Russland die Zustän-
digkeiten der einzelnen staatlichen Ebenen für die 
verschiedenen Bereiche der Staatsausgaben klar ab-
gegrenzt.13 Den lokalen Verwaltungen wurde weit-
gehende Verantwortung für öffentliche Dienstleis-
tungen wie grundlegende Gesundheitsversorgung, 
Schulbildung und Infrastruktur gegeben. Soweit 
solche Leistungen wichtige positive externe Effekte 
haben, sollten zusätzliche Regeln zur Koordina tion 
zwischen lokalen und regionalen Verwaltungen ein-
geführt werden. Auch wäre es sinnvoll, Effizienz-
kriterien zu definieren und regelmäßig zu erfas-
sen, um die Leistungen der Verwaltungen objektiv 
– beispielsweise durch nationale und internationale 
Vergleiche – beurteilen zu können.14

Auch die Verteilung der Steuereinnahmen wurde 
neu geregelt.15 Allerdings gibt es hier, wie auch in 
vielen entwickelten OECD-Ländern, ein grundsätz-
liches Problem: Die sogenannten eigenen Einnah-

men der lokalen Regierungen, also Einnahmen, über 
deren Höhe diese Verwaltungen selbst bestimmen 
dürfen, sind in Russland extrem unterentwickelt. 
Teilweise liegt dies zwar auch an noch unterent-
wickelten Märkten, wie dem für Grundstücke, so 
dass z. B. die Grundsteuer noch keine bedeutende 
Steuerquelle ist. Aber das Hauptproblem ist, dass 
die unteren staatlichen Ebenen und ganz besonders 
die unterste Ebene (Distrikte und Siedlungen) kaum 
Einfluss auf die Steuerpolitik haben, d. h. auf die De-
finition der Steuerbasis und/oder die Festlegung der 
Steuersätze.16 In diesem Punkt waren die Reformen 
unzulänglich und sollten ergänzt werden. 

Fazit

Über viele Jahre wurde die Frage der Reformen des 
Fiskalföderalismus mit seinen drei wesentlichen 
Bereichen Finanzausgleich, Verteilung der Aus-
gabeverantwortlichkeiten auf die Gebietskörper-
schaften und Verteilung der Einnahmen auf diese 
breit diskutiert. Dies schien erforderlich, damit viele 
Widersprüche zwischen Gesetzen und Realität bzw. 
tatsächlichem Handeln aufgehoben und letztlich 
die Behinderungen für hohes, stetiges Wirtschafts-
wachstum durch das System des Fiskalföderalis-
mus beseitigt werden. Das Ergebnis waren sehr 
beachtliche Reformen aller wesentlichen Bereiche 
des Systems, die de jure hinsichtlich nur weniger 

12  Vgl. D. Wetzel: Fiscal Federalism in Russia: Progress and Challenges. 
World Bank Policy Notes, 2004, June, Washington D.C. und Laura 
Solanko und Merja Tekoniemi: To recentralize or decentralize – some 
recent trends in Russian fi scal federalism. Bank of Finland, Institute for 
Economies in Transition, 2005, Working Paper No. 5. 
13  Vgl. Jorge Martinez-Vazquez und Alexander Timofeev: An as-
sessment of the proposed sub-federal fi scal reforms in the Russian 
Federation. Andrew Young School of Policy Studies, 2003. Georgia State 
University, December, und Galina Kurlyandskaya: Fiscal Federalism 
Reform in Russia: Clarifying Expenditure Assigments, World Bank, 2004, 
mimeographed, Washington D.C., publiziert auf der Web-Seite des Fiscal 
Policy Center Moskau: www.fpcenter.ru/themes/english/material-
document und Ulrich Thießen: Fiscal Federalism: Normative Criteria for 
Evaluations, Developments in Selected OECD Countries, and Empirical 
Evidence for Russia. DIW Berlin Discussion Paper 518, Oktober 2005, 
S. 6–8 und 23–25.
14  Bezüglich Effi zienzmessungen im Bildungsbereich wäre zu beachten, 
dass hier nicht, wie für andere Bereiche üblich, die Arbeitsproduktivität 
benutzt werden kann, weil dieser Sektor seine Ergebnisse in Form von 
Qualität des Wissens der Schüler und Studenten erzielt. Hier kann eine 
sinkende Arbeitsproduktivität (weniger Schüler pro Lehrer) bessere 
Ergebnisse bedeuten.
15  Grundlegende fi nanzwissenschaftliche Forderungen sind: a) Steuern 
auf relativ mobile Produktionsfaktoren sollten nicht von den lokalen 
und regionalen Regierungen erhoben werden. b) Natürliche Ressourcen 
(obwohl immobil) sollten von der Zentralregierung besteuert werden. 
Diese beiden Forderungen sind vom russischen System weitgehend 
erfüllt. c) Die unteren staatlichen Ebenen sollten signifi kante eigene Ein-
nahmen haben, die sie selbst innerhalb bestimmter Grenzen bestimmen 
können, um ihre Einnahmen selbständig anpassen zu können. d) Ihre 
Einnahmen sollten mit ihren Aufgaben ohne Zeitverzögerung wachsen 
und relativ stabil und gut prognostizierbar sein. Vgl. beispielsweise 
Ulrich Thießen: Fiscal Federalism ..., a.a.O., S. 8–10.
16  Detaillierte Angaben zur Verteilung aller Steuereinnahmen auf die 
staatlichen Ebenen einschließlich der Verteilung des Rechts, die jeweilige 
Steuerbasis und den Steuersatz zu bestimmen, fi nden sich in: Ulrich 
Thießen, Fiscal Federalism ..., a.a.O., Tabelle 4.1, S. 28-29. Viele Autoren 
beurteilten dieses Problem als eine fundamentale Schwäche des rus-
sischen Fiskalföderalismus und einen wesentlichen Hinderungsgrund für 
nachhaltiges landesweites Wachstum. Vgl. Katarina Zhuravskaya, a.a.O., 
und Jorge Martinez-Vazquez und Jameson Boex, a.a.O.
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Aspekte verbesserungsbedürftig erscheinen. In der 
Praxis gibt es freilich Anlass für deutliche Revisi-
onen: Zum einen sollten die geschaffenen Regeln 
nicht durch zusätzliche Verhandlungen zwischen 
der Zentralregierung und einzelnen Regionen un-
terlaufen werden können. Zum anderen wäre auch 
die Ausstattung der untersten staatlichen Ebenen mit 
eigenen Einnahmen wesentlich zu verbessern. Die 
Ermächtigung des Präsidenten, die Gouverneure di-
rekt zu bestimmen, mag im Zusammenhang mit den 
Bestrebungen der russischen Regierung in jüngerer 
Zeit zu sehen sein, den Einfluss auf „strategisch 
wichtige“ Bereiche zu stärken17. Dem Prinzip eines 

Fiskalföderalismus, der auf Wettbewerb und Wachs-
tumsförderung setzt, stehen solche Entwicklungen 
allerdings entgegen.

17  Zu nennen sind hier insbesondere die bekannt gewordenen Fälle der 
Übernahme von Yukos und der damit de facto vollzogenen staatlichen 
Kontrolle über das gesamte Öl- und Gaspipelinenetz; die Beteiligung 
des staatlich kontrollierten Gasmonopolisten Gasprom beim Strommo-
nopolisten Unifi ed Energy System, die einer ursprünglich beabsichtigten 
Öffnung des Marktes entgegenläuft; zunehmender Einfl uss des Staates 
auf die größten Fahrzeughersteller AvtoVaz und Kamaz und den bedeu-
tendsten Hersteller von Titanprodukten VSMPO-Avisma, von dem auch 
die westliche Flugzeugindustrie abhängig ist etc. Vgl. beispielsweise 
Financial Times Deutschland vom 21.2.2006.
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Nachrichten aus dem DIW Berlin

Berlin Lunchtime Meeting:  “Wirtschaftliche Auswirkungen einer Pandemie”

Welche Auswirkungen hat eine Pandemie auf die Wirtschaft? Leidet die deutsche Wirtschaft bereits unter 

der Vogelgrippe? Wie kommen die Entwicklungsländer mit der Seuche zurecht? Diese Fragen standen im Mit-

tel punkt des Berlin Lunchtime Meetings am 30. März 2006. Im dbb forum in Berlin-Mitte referierte Dr. Boris 

Augurzky vom Rheinisch-Westfälischen Institut für Wirtschaftsforschung Essen (RWI) über eine mög liche 

Pandemie und deren Folgen für die Wirtschaft. Die Vogelgrippe, die sich nach Übergriffen auf Marder und 

Hauskatzen als Tiergrippe erwiesen hat, wird erst dann für Menschen zur Gefahr, wenn das H5N1-Virus mit 

menschlichen Grippeviren mutiert, so Augurzky. Einen merkbaren Einfluss auf die Wirtschaft hätte die Grippe 

nur als Mensch-Mensch-Grippe, d. h. wenn sie sich zur Pandemie entwickelt. Ob und wann diese auftreten 

wird, sei jedoch unvorhersehbar.

Verlust von Humankapital

Als potentielle Folgen einer Pandemie führte Boris Augurzky direkte und indirekte Kosten an. Direkte Kos-

ten entstehen durch Arbeitsausfälle und deren Folgekosten sowie dem Verlust von Humankapital. Indirekte 

Kosten entstehen durch den Dominoeffekt, der eintritt, wenn gesunde Menschen aus Angst vor Ansteckung 

zu Hause bleiben würden. Auch der Konsum und die Reisetätigkeiten würden eingeschränkt. Effekte auf den 

Aktienmarkt wären von vorübergehender Natur, so der Experte vom RWI Essen.

Bis zu 50 Millionen Euro Schaden

Bei einem Pandemie-Szenario mit mittelschweren Auswirkungen käme es zu 50 000 bis 150 000 Todesfällen 

und dreimal so vielen Erkrankungen. Die geschätzten Kosten in diesem Szenario liegen bei 25 bis 75 Milliar-

den Euro und einem Rückgang des Bruttoinlandprodukts von einem bis drei Prozent. Augurzky ging von 20 

bis 50 Millionen Euro Schaden in Deutschland aus, sollte es zur Pandemie kommen, fügte jedoch hinzu, dass 

diese Verluste binnen eines Jahres wieder ausgeglichen wären. Der Konsum würde lediglich aufgeschoben. 

Auch die Produktion könnte bald wieder anlaufen.

Handlungsoptionen

Als Handlungsoptionen nannte Augurzky die Überwachung der Gegenmaßnahmen, effiziente Bekämpfung 

von Tierseuchen – damit der Virus wenig Chancen zur Mutation hat –, die Entwicklung antiviraler Arznei-

mittel, der Vorhalt von Kapazitäten im Gesundheitswesen und die Entwicklung von Impfstoffen in der zweiten 

Pandemiephase.

Psychologische Faktoren

Moritz Döbler vom Tagesspiegel, der den Vortrag kommentierte, sah vor allem ein Problem durch psycholo-

gische Faktoren: So ist beispielsweise der Verzehr von Hühnerfleisch unbegründet rückgängig. Schwerwie-

gende Folgen für die Wirtschaft hielt er dennoch für ausgeschlossen. Eine bedeutende Rolle spielen in der 

derzeitigen Situation auch die Medien, so Döbler. Sie befinden sich in einem Wettbewerb und müssen die 

Themen besetzen, die den Leser interessieren, auch die Vogelgrippe.
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Aus den Veröffentlichungen des DIW Berlin

Christoph Breuer

Sportpartizipation in Deutschland: Ein demo-ökonomisches Modell

Demographische und ökonomische Veränderungen der Gesellschaft werfen Fragen nach deren Konsequenzen 

für den Sport auf. Im Rahmen dieses Beitrags wird untersucht, in welcher Weise die Sportpartizipation in 

Deutschland von demographischen und ökonomischen Parametern abhängt und wie sich die Sportpartizipation 

bei einer Änderung demographischer und ökonomischer Rahmenbedingungen wandelt. Das zugrunde liegende 

Modell fußt auf der ökonomischen Haushaltstheorie, die zu einem demo-ökonomischen Analysemodell erweitert 

worden ist. Auf regressionsanalytischer Basis wird gezeigt, dass negative Effekte auf die Sportpartizipation durch 

die demographischen Faktoren Alterung und Migration durch Wirtschaftswachstum und Bildungsinvestitionen 

ausgeglichen werden können.

Discussion Paper 575

April 2006

Philipp Köllinger and Maria Minniti

Not for Lack of Trying: American Entrepreneurship in Black and White

Using a sample obtained from a survey conducted in the United States during summer 2002, we study the 

variables related to observed differences in the rate of entrepreneurial involvement between black and white 

Americans. We fi nd strong evidence that differences in subjective and often biased perceptions are highly 

associated with entrepreneurial propensity across these two racial groups. In addition, we fi nd that black 

Americans tend to exhibit more optimistic perceptions of their business environment than other racial groups 

and are more likely than others to attempt starting a business. In fact, our results show that blacks are almost 

twice as likely as whites to try starting a business. Thus, our results suggest that the under representation 

of black Americans among established entrepreneurs is not due to lack of trying but may instead be due to 

stronger barriers to entry and higher failure rates.

Discussion Paper 574

April 2006
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DIW Berlin

 Deutsches Institut

 für Wirtschaftsforschung

Hinweis auf eine Veranstaltung

 Industrietagung des DIW Berlin

 11. und 12. Mai 2005

Moderation: Prof. Dr. Axel Werwatz,

Leiter der Abteilung Innovation, Industrie und Dienstleistungen

Vorläufi ges Programm

Donnerstag, 11. Mai 2005

10.00 Uhr  Dr. Susanne Maria Schmidt, Geschäftsführerin des DIW Berlin: Eröffnung

10.15 Uhr  Dr. Stefan Kooths, Abteilung Konjunktur des DIW Berlin: 

  „Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft“

11.00 Uhr Dr. Dorothea Lucke, DIW Berlin: „Entwicklungen in der deutschen 

  und der europäischen Industrie“

12.00 Uhr Mittagessen

13.00 Uhr Vorträge der Branchenreferenten

14.30 Uhr Kaffeepause

14.45 Uhr Vorträge der Branchenreferenten

16.15 Uhr Kaffeepause

16.30 Uhr Vorträge der Branchenreferenten

18.00 Uhr Ende erster Tag

Freitag, 12. Mai 2005

9.00 Uhr Vorträge der Branchenreferenten

12.30 Uhr Mittagessen

  Pressekonferenz mit Vorstellung der Prognosen

13.00 Uhr Dr. Hagen Krämer, Professor für Economics an der Hochschule Karlsruhe – 

  Technik und Wirtschaft: „Die Industrie als Problemlöser – Hybride Produkte 

  und produktbegleitende Dienstleistungen“

14.00 Uhr Andreas Reddemann, Head of Global Service, SEW-EURODRIVE GmbH & Co. KG:

   „Service im Investitionsgütergeschäft – Strategien zur Differenzierung und 

  Ertragssicherung im globalen Wettbewerb“

15.00 Uhr Diskussion

16.00 Uhr Ende zweiter Tag

Tagungsort

Manzini Mitte

Reinhardtstr. 14

10117 Berlin-Mitte

Tagungsbeitrag

Der Tagungsbeitrag beträgt 500 Euro für beide Tage bzw. 300 Euro für einen Tag. Für Mitglieder 

der Vereinigung der Freunde des DIW Berlin (VdF) ist die Teilnahme kostenfrei.

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte an folgende E-Mail -Adresse: industrietagung@diw.de

Kontakt

Ralf Messer, Tel. +49 - 30 - 897 89-569, Fax +49 - 30 - 897 89-119 


